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Einleitung

Der Verfasser dieser Stellungnahme ist eingeladen worden, als Sachverstandiger an der
Anhorung des Ausschusses fur Arbeit, Gesundheit und Soziales des nordrhein-
westfélischen Landtags zum Ausfuhrungsgesetz des Landes NRW zur Umsetzung des
Bundesteilhabegesetzes teilzunehmen und wird dieser Bitte im Rahmen seiner Funktion
als sozialpolitischer Sprecher von ISL Deutschland e.V. nachkommen. Die dazugehdrige
schriftliche Stellungnahme zum vorliegenden Gesetzentwurf wird auf dem Briefbogen des
Landesverbandes ISL NRW e.V. vorgelegt.

Ausdricklich bedankt sich ISL NRW e.V. fur die Gelegenheit, an der Sachverstandigenan-

horung teilzunehmen und eine schriftliche Stellungnahme vorzulegen.

Fur ISL NRW e.V. steht bei der Bewertung des vorliegenden Gesetzentwurfs die Frage im
Vordergrund, wie sich dieser Entwurf auf die Lebens- und Teilhabesituation von Menschen

mit Behinderung in Nordrhein-Westfalen konkret auswirkt.

Grundlage

Die schriftliche Stellungnahme bezieht sich auf den Gesetzentwurf der Landesregierung
fur ein Ausfuhrungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Bundes-
teilnabegesetzes, vertffentlicht in der Landtagsdrucksache 17/1414 vom 7. Dezember
2017.

Zusammenfassung

Die wesentlichen Aussagen der Stellungnahme zum oben genannten Gesetzentwurf las-

sen sich wie folgt zusammenfassen:

1. Die Bestimmung der beiden Landschaftsverbande Rheinland und Westfalen-Lippe
zu Tragern der Eingliederungshilfe wird ausdriicklich begrufit.

2. Die Bestimmung der Kreise und kreisfreien Stadte als zustandige Tréager der Ein-
gliederungshilfe fur Kinder und Jugendliche mit Behinderung wird kritisch gesehen.
Zum einen wird dieser Ansatz nicht konsequent durchgehalten, da beispielsweise
die Fruhférderung von Kindern mit Behinderung entgegen der urspriinglichen Pla-
nung nun doch in den Zustandigkeitsbereich der Landschaftsverbande fallen soll.

Zum anderen wéare es ausreichend gewesen, bei der grundsatzlichen Zustandigkeit
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der beiden Landschaftsverbande auch fir diese Personengruppe zu bleiben, um
eine einheitliche Leistungsgestaltung zu gewahrleisten. Zur Vermeidung einer
Schnittstellenproblematik zur Jugendhilfe wére aus Sicht von ISL NRW e.V. eine
regelmafige Beauftragung der ortlichen Ebene durch die beiden Landschaftsver-
bande mit der Umsetzung der Eingliederungshilfe ausreichend gewesen.

. ISL NRW e.V. begrifdt das Bekenntnis der Landesregierung zum Ziel der Schaffung
einheitlicher Lebensverhaltnisse fir Menschen mit Behinderung in ganz Nordrhein-
Westfalen. Umso mehr kritisiert ISL NRW e.V. die Untergrabung dieser Zielsetzung
durch weit reichende Mdoglichkeiten der Heranziehung oder Verlagerung der Zu-
standigkeit fur Leistungen der Eingliederungshilfe von den Landschaftsverbanden
auf die ortliche Ebene. Damit ist das Ziel der Schaffung einheitlicher Lebensverhalt-
nisse fir Menschen mit Behinderung nicht erreichbar.

. Durch die Heranziehung ortlicher Trager durch den Landschaftsverband ist ein ,Fli-
ckenteppich* in dem Sinne zu erwarten, dass jede kreisfreie Stadt, jeder Kreis und
jede Gemeinde die eingeraumten Entscheidungsbefugnisse bei der Bearbeitung
von Antrdgen auf Teilhabeleistungen voéllig unterschiedlich einsetzen wird, sodass
es gravierende regionale Unterschiede hinsichtlich des Zugangs zu Leistungen der
Eingliederungshilfe und zu deren Ausgestaltung geben wird. Da der Landschafts-
verband Rheinland bereits jetzt in &hnlicher Weise verfahrt, wird diese Beflirchtung
durch Ruckmeldungen in der Beratung von Menschen mit Behinderung bestatigt.
Die Moglichkeit der Heranziehung ist ersatzlos zu streichen.

. ISL NRW e.V. lehnt es ab, dass die Aufgaben der Eingliederungshilfe als Selbst-
verwaltungsangelegenheit wahrgenommen werden sollen. Stattdessen wird eine
Ubertragung als Pflichtaufgabe zur Erfiillung nach Weisung gefordert, da nur hier-
durch eine wirksame Kontrolle durch das zustdndige Fachministerium madglich ist.
Eingliederungshilfe dient auch der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
und damit der Erreichung wichtiger landespolitischer Ziele. Hierzu bedarf es wirk-
samer Instrumente zur Begleitung und Uberwachung des Prozesses der Gestaltung
der Eingliederungshilfe und deren Umsetzung.

. Bei der Bestimmung der mafR3geblichen Interessenvertretungen bei den Rahmen-
vertragsverhandlungen Uber die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe

sind Vertreterinnen und Vertreter der Selbsthilfe wirksam zu beteiligen. Bei der
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Auswahl der hierfur vorgesehenen Selbsthilfeorganisationen darf nicht — wie im Ge-
setzentwurf vorgesehen — allein auf die Eigenschaft eines Landesverbandes abge-
stellt werden. Vielmehr missen bestimmte strukturelle und qualitative Standards
durch diese Selbsthilfeverb&nde eingehalten werden. Der Gesetzentwurf bedarf
diesbeziiglich einer Uberarbeitung.

7. ISL NRW e.V. begruf3t es, dass Qualitatsprifungen nunmehr unangemeldet und
anlassunabhangig durchgefuhrt werden kénnen. Es fehlt jedoch weiterhin eine
Pflichtvorgabe dergestalt, dass Leistungstrager, die gleichzeitig Leistungserbringer

sind, diese nicht selbst Gberprifen darfen.

Stellungnahme zum Gesetzentwurf

Anmerkungen zum Einfiihrungsteil des Gesetzentwurfs

Es gehort zu den zentralen Anliegen des Ausfiihrungsgesetzes, einen oder mehrere Tra-
ger der Eingliederungshilfe zu bestimmen sowie die Zustandigkeiten fir deren Ausfihrung
zu regeln. Damit sollen ausweislich der Gesetzesbegriindung! Streitigkeiten zwischen den
Leistungstragern, die zu inakzeptablen Verzégerungen bei der Leistungserbringung fth-

ren, vermieden werden.

ISL NRW e.V. begruf3t das Ziel der Vermeidung derartiger Verzogerungen ausdrtcklich.
Ebenso teilt ISL NRW e.V. die im Gesetzentwurf zum Ausdruck gebrachte Auffassung,
dass fur die Regelung der Zustandigkeit die inklusive Lebensfiihrung von Menschen mit
Behinderung und die Einheitlichkeit der Lebensverhaltnisse in Nordrhein-Westfalen ein

entscheidender MaRstab seien.?

Die Einheitlichkeit der Lebensverhaltnisse fiur Menschen mit Behinderung in Nordrhein-
Westfalen ist hierbei von besonderer Bedeutung. Nur wenn dieses Ziel erreicht wird, ha-
ben behinderte Menschen bei der Entfaltung ihrer Personlichkeit und der individuellen
Teilhabe die gleichen Perspektiven und Handlungsoptionen wie Menschen ohne Behinde-

rung.

Die Einheitlichkeit der Lebensverhaltnisse setzt voraus, dass sowohl Art und Umfang der

bereitstehenden Leistungen zur Teilhabe behinderter Menschen als auch der Zugang

1Vgl. Landtagsdrucksache 17/1414, Seite 2.
2 Vgl. Landtagsdrucksache 17/1414, Seite 2.
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hierzu landesweit vereinheitlicht werden. Menschen mit Behinderung sind auf derartige
Leistungen angewiesen, um beispielsweise in einer eigenen Wohnung zu leben, ein Stu-

dium zu absolvieren oder am Leben in der Gemeinschaft teilhaben zu kdnnen.

Dieses Recht darf nicht durch eine unterschiedliche Ausgestaltung der Verwaltungs- und

Bewilligungspraxis bei Leistungen zur Teilhabe untergraben werden.

Gelingt es nicht, eine Einheitlichkeit im oben genannten Sinne vollumfanglich zu realisie-
ren, ist aus Sicht von ISL NRW e.V. die individuelle Freiztigigkeit behinderter Menschen

auf Landesebene nachhaltig geféahrdet.

Eine solche Freizlgigkeit ist zwar de jure auch fur Menschen mit Behinderung grundge-
setzlich garantiert. Art. 11 GG sieht ausdricklich eine solche Freizligigkeit im Bundesge-
biet vor, die naturgemafll auch Menschen mit Behinderung betrifft. Unterstrichen wird das
Recht auf gleichberechtigte Freizligigkeit zudem durch Art. 19 der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), in welchem die Vertragsstaaten anerkennen,
dass Menschen mit Behinderung die gleichen Rechte haben zu entscheiden, wo und mit

wem sie leben.

Neben den ublichen Fragen, die mit einem Ortswechsel oder Umzug verbunden sind, wie
z.B. die Wohnverhéltnisse am neuen Wohnsitz oder das Angebot weiterfihrender Schulen
fur die Kinder, bendtigen behinderte Menschen eine zusétzliche Sicherheit. Sie missen
sich darauf verlassen kdnnen, an dem neuen Wohnort den gleichen Zugang zu den beno6-
tigten Teilhabeleistungen vorzufinden wie bisher. Dies macht eine einheitliche Verwal-

tungspraxis im Bereich der Eingliederungshilfe unverzichtbar.

Diese Einheitlichkeit und Verlasslichkeit ist schon jetzt nach den Erfahrungen aus der Be-
ratung behinderter Menschen fir diese Personengruppe nicht gegeben. Insbesondere im
Zustandigkeitsbereich des Landschaftsverbands Rheinland (LVR) ist h&aufig zu beobach-
ten, dass Antradge auf Eingliederungshilfe gerichtet auf Leistungen, die dem behinderten
Menschen ein Leben in einer eigenen Wohnung und somit aul3erhalb einer stationaren
Unterbringung ermoéglichen, an die ortlichen Sozialhilfetrager weitergeleitet werden, ob-
wohl eine einheitliche Zustandigkeit der beiden Landschaftsverbande fur Antrdge aus dem

Rheinland bzw. aus Westfalen politisch gewollt ist.
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Dies fuhrt in der Praxis zu einer vollig uneinheitlichen Bearbeitungs- und Bewilligungspra-
xis bei der Eingliederungshilfe. Angesichts der erheblichen Relevanz von Eingliederungs-
hilfeleistungen fir die personliche Teilhabe der leistungsberechtigten Personen an der
Gesellschaft stellt diese Uneinheitlichkeit fir die Betroffenen ein gravierendes Problem
dar. Der Zugang zu Eingliederungshilfeleistungen ist in einigen Kommunen deutlich
schwerer und langwieriger als in anderen. Auch der Umfang der zugebilligten Teilhabeleis-
tungen ist zwischen den einzelnen Kommunen sehr unterschiedlich. Somit sind die Le-
bensverhéltnisse fur behinderte Menschen im Bezug von Eingliederungshilfe insbesonde-
re im Rheinland derzeit vollig uneinheitlich. Einheitliche Lebensverhaltnisse sind daher

nicht vorhanden.

Diese Unterschiedlichkeit des Zugangs der Ausgestaltung von Leistungen zur Teilhabe
stellt fir Menschen mit Behinderung ein entscheidendes Kriterium bei der Entscheidung
fur oder gegen einen Wohnsitzwechsel dar. Dieser Umstand ist mit der Zielsetzung der
Schaffung einheitlicher Lebensverhaltnisse fir Menschen mit Behinderung in ganz Nord-

rhein-Westfalen nicht vereinbar und bedarf einer dringenden Korrektur.

Hierzu bedarf es einer madglichst zentralen Leistungstragerstruktur, die im Rahmen ihres
ortlichen Zustandigkeitsbereichs eine einheitliche Verwaltungs- und Bewilligungspraxis
entwickelt und umsetzt. Idealerweise misste dies landesweit einheitlich in einer einzigen
zentralen Behorde geschehen. Zur Vermeidung der Schaffung einer neuen Zentralbehor-
de bietet sich als Kompromiss eine umfassende Verlagerung der Zustandigkeit auf die
beiden Landschaftsverbande an. In diesem Fall miussten lediglich zwei Behorden ihre
Verwaltungspraxis aufeinander abstimmen. Dies wirde immerhin einen erheblichen Fort-
schritt gegentber dem gerade im Rheinland aktuell vorzufindenden Flickenteppich, her-
vorgerufen durch die fast regelméRige Weiterleitung zahlreicher Antrage auf Eingliede-

rungshilfe vom LVR an die ortliche Ebene, bedeuten.

Wie noch auszufuihren sein wird, ist der vorliegende Gesetzentwurf nicht geeignet, die
oben genannten Ziele der inklusiven Lebensfihrung von Menschen mit Behinderung so-
wie die Einheitlichkeit der Lebensverhaltnisse fur diese Personengruppe zu erreichen oder
zumindest zu fordern. Im Gegenteil, einzelne Vorschriften sind sogar geeignet, der Forde-

rung oder der Erreichung dieser Ziele wesentlich entgegenzuwirken.
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Anmerkungen zu Art. 1 (AG-SGB IX)

Grundsatzliche Festlegung der Landschaftsverbande als zustandige Trager der Eingliede-
rungshilfe fiir die Fachleistungen an Menschen mit Behinderungen

ISL NRW e.V. begriufdt die in 8 1 Abs. 1 AG-SGB IX geregelte grundsatzliche Bestimmung
der beiden Landschaftsverb&nde Rheinland und Westfalen-Lippe zu Trégern der Einglie-
derungshilfe. Damit wird die Politik der Zustandigkeitsverlagerung in der Eingliederungshil-
fe von der ortlichen auf die Uberértliche Ebene (Hochzonung) fortgesetzt. ISL NRW e.V.
halt eine konsequente Hochzonung fur notwendig, um dem Ziel einheitlicher Lebensver-
haltnisse in Nordrhein-Westfalen fir Menschen mit Behinderung zumindest n&her zu

kommen.

Gerade im Zuge der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) haben
die Landschaftsverbande Rheinland und Westfalen-Lippe in den letzten Jahren anerken-
nenswerte Aktivitaten unternommen, um sich dem Thema einer gleichberechtigten sowie
vollen und wirksamen Teilhabe behinderter Menschen im Sinne dieser Konvention zu na-
hern. Dabei geht es nicht allein um die Bewilligung von Teilhabeleistungen sondern auch
um eine positive Haltung und Grundeinstellung den Leitgedanken der UN-BRK gegeniiber.
Hierin unterscheiden sich die beiden Landschaftsverbande deutlich von den meisten Krei-
sen, kreisfreien Stadten und Gemeinden. Insbesondere in kleineren Kreisen, Stadten und
Gemeinden fehlt es bislang an einem notwendigen Paradigmenwechsel und einer Wahr-
nehmung der Eingliederungshilfe als Instrument zur Erméglichung des Genusses der All-
gemeinen Menschenrechte fur behinderte Menschen. Diese Defizite sind auch darauf zu-
rickzufihren, dass verteilt auf die einzelnen Kommunen vor Ort nur wenige Antrage auf
Eingliederungshilfe zu bearbeiten sind, sodass es an den entsprechenden Erfahrungen
fehlt.

Wahrnehmung der Aufgaben der Eingliederungshilfe als Selbstverwaltungsangelegenheit
durch die beiden Landschaftsverbande

Diein 8 1 Abs. 1 S. 2 AG-SGB IX enthaltene Regelung, dass die beiden Landschaftsver-
bande die Aufgaben der Eingliederungshilfe als Angelegenheit der Selbstverwaltung
wahrnehmen, wird von ISL NRW e.V. abgelehnt. Stattdessen spricht sich ISL NRW e.V.
dafir aus, diese Aufgaben als Pflichtaufgabe zur Erfullung nach Weisung auszugestalten.

Hierdurch erhielte das Land eine Fachaufsicht zugewiesen, die deutlich mehr Befugnisse
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einraumt als die bloR3e Rechtsaufsicht, auf die das Land bei Angelegenheiten der Selbst-

verwaltung beschrénkt ist.

Aus Sicht von ISL NRW e.V. ist eine effektive Fachaufsicht tGber die Trager der Eingliede-
rungshilfe zwingend erforderlich zur Forderung einheitlicher Rahmenbedingungen im Be-
reich der Eingliederungshilfe und damit zur Schaffung vergleichbarer Lebensverhaltnisse
fur Menschen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen. Dies muss auch Erwéagungen

der ZweckmaRigkeit umfassen.

Es darf nicht Ubersehen werden, dass die Eingliederungshilfe auch ein Instrument zur
Umsetzung politischer Vorgaben im Bereich der Teilhabe von Menschen mit Behinderung
darstellt. Uber die Eingliederungshilfe und deren Qualitat erfolgt die Umsetzung der UN-
BRK bezogen auf den jeweiligen Einzelfall. Daher muss die Landesregierung wirksame
Instrumente zur Verfiigung gestellt bekommen, um in den Féllen, in denen die Trager der
Eingliederungshilfe diesen politischen Zielen und Vorgaben zuwiderhandeln, hiergegen

effektiv einschreiten zu kdénnen.

Mit einer effektiven Fachaufsicht lie3en sich auch zahlreiche Widerspruchs- und Klagever-
fahren von Menschen mit Behinderung vermeiden.

Bestimmung der Kreise und kreisfreien Stadte als zustdndige Trager der Eingliederungshilfe
grundsatzlich fiir alle Leistungen ein Kinder und Jugendliche mit Behinderungen bis zum Ab-

schluss einer ersten allgemeinen Schulausbildung, wenn diese Kinder und Jugendlichen in der
Herkunftsfamilie leben

Die oben angefiihrten Erwagungen fur eine umfassende Zustandigkeit der tberdrtlichen
Ebene gelten auch fir junge Menschen mit Behinderung. Daher kritisiert ISL NRW e.V. die
in 8 1 Abs. 2 AG-SGB IX vorgesehene grundsatzliche Bestimmung der ortlichen Ebene

zum Trager der Eingliederungshilfe fir diesen Personenkreis.

Unbestritten spielt sich das Leben junger Menschen traditionell vorrangig auf der lokalen
Ebene ab. Auch kénnen durch die vorgesehene Regelung Schnittstellenprobleme etwa zur

Jugendhilfe verringert werden.

Aus Sicht von ISL NRW e.V. ware es jedoch ausreichend gewesen, wenn die uberdrtli-
chen Trager grundsétzlich auch fir diese Personengruppe zustandig bleiben, ihnen
gleichzeitig aber die Mdglichkeit eingerdumt wird, im Wege der Beauftragung die ortlichen

Trager der Eingliederungshilfe einzubeziehen, soweit es um die Leistungserbringung ftr
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minderjdhrige Menschen mit Behinderung steht. Damit bliebe die zentrale Verantwortlich-
keit und Deutungshoheit tber wesentliche Begrifflichkeiten bei der Anwendung des Rechts
der Eingliederungshilfe beim tberértlichen Tréager der Eingliederungshilfe. Es lie3en sich
die dort zentral gebtindelten Erfahrungen auf diesem Gebiet auch fir junge Menschen mit

Behinderung nutzen. Damit kAme man dem Ziel einheitlicher Lebensverhaltnisse naher.

Durch die Beauftragung blieben, anders als bei der im Gesetzentwurf vorgesehenen Her-
anziehung, die beiden Landschaftsverbande Entscheidungstrager. Widerspriche und ge-
richtliche Klagen waren gegen diese beiden zentralen Trager zu richten. Hierin unter-
scheidet sich die Beauftragung in einem wesentlichen Punkt von der geplanten Regelung

zur Heranziehung.

Wenigstens wurde in der letzten Uberarbeitung des Gesetzentwurfs der Abschluss der
Sekundarstufe Il klarstellend als ein Ziel der allgemeinen Schulausbildung eingefligt. Je-
doch ist der Gesetzentwurf insoweit widersprichlich, als weiterhin vom Abschluss der ers-
ten allgemeinen Schulausbildung gesprochen wird. Mit dem Abschluss der Sekundarstufe
| ist eine solche erste allgemeine Schulausbildung bereits begrifflich beendet. Unklar
bleibt, unter welchen Voraussetzungen eine Zasur erst mit Abschluss der Sekundarstufe Il

in Betracht kommen soll.
Insofern muss dieses Kriterium prazisiert werden.

Zur Unterstiitzung bei der Durchfiihrung der Aufgaben eine Heranziehungsmoglichkeit fiir die
Trager der Eingliederungshilfe

Entschieden abzulehnen ist die in 8§ 2 AG-SGB IX geregelte Moglichkeit fur die Tréager der
Eingliederungshilfe, andere Tréger und Stellen zur Durchfihrung von Aufgaben heranzu-
ziehen. Dabei soll es nicht um eine vollstandige Ubernahme, sondern lediglich um eine
Durchfihrung handeln. Ziel dieser Heranziehung soll die Sicherung eines effektiven und
effizienten Verwaltungsvollzugs sowie die Sicherstellung einheitlicher Lebensverhaltnisse
und einheitlicher Leistungen seien. Die Heranziehung erfolgt durch Satzung, wenn die
ordnungsgemal3e und einheitliche Erfullung der Aufgaben gewahrleistet ist. Die Entschei-
dung Uber die hiervon betroffenen Leistungsantrage erfolgt dann durch die herangezoge-
nen Behorden. Die heranziehenden Trager erlassen zur ordnungsgemalen und einheitli-

chen Erfullung der Aufgaben Richtlinien.

ISL NRW e.V. lehnt diese Heranziehung vollumfanglich ab.

9



sSelbstbestimmt Leben“ Nordrhein-Westfalen e.V. ‘(

8§ 2 AG-SGB IX steht einer einheitlichen Aufgabenerfillung ebenso wie der Sicherung ein-

heitlicher Lebensverhéltnisse in uniberbrickbarer Weise entgegen.

Die Erwartung einer vollig uneinheitlichen Bewilligungspraxis basiert zunachst auf dem
Umstand, dass die herangezogenen Tréger in eigenem Namen und somit auch auf der
Grundlage einer eigenen Ermessensausubung entscheiden sollen. Es ist unbedingt davon
auszugehen, dass es aufgrund dieser eigenstandigen Entscheidungsspielrdume keine
einheitliche Rechtsanwendung im Bereich der Eingliederungshilfe durch die herangezoge-
nen Trager geben wird. Daran andern auch die zu erlassenden Richtlinien nichts. Eine
gute Bewilligungspraxis und Teilhabepolitik ist nicht durch den Erlass von Richtlinien si-
cherzustellen, hier spielen auch die in der bewilligenden Institution vorzufindende Haltung
und Einstellung gegentber behinderten Menschen und deren berechtigter Forderung nach
einer vollen und wirksamen Teilhabe gleichberechtigt mit anderen nach den Bestimmun-
gen der UN-BRK eine wichtige Rolle. Auch diesbezuglich bestehen bei den einzelnen

Kreisen und Kommunen erhebliche Unterschiede.

Durch die letzten Uberarbeitungen des Gesetzentwurfs wurde eine Klausel in dem Sinne
eingefihrt, dass die Heranziehung im Benehmen mit den Heranzuziehenden erfolge. Die-
se Klausel wird von ISL NRW e.V. ebenso abgelehnt wie die gesamte Heranziehungs-
klausel. Ein Benehmen im Rechtssinne ist strikt zu unterscheiden von einem Einverneh-
men. Wahrend ein Einvernehmen voraussetzt, dass vor einem Rechtsakt das Einver-
standnis der anderen Stelle vorliegen muss, ist eine Entscheidung, die im Benehmen mit
einer anderen Stelle zu treffen ist, nicht unbedingt mit dem Einverstandnis der anderen
Stelle zu féallen. Hinzu kommt, dass ein Verwaltungsakt, der ohne das erforderliche Be-
nehmen einer anderen Behodrde erlassen wurde, zwar rechtswidrig, nicht jedoch allein

deshalb bereits nichtig ist.

ISL NRW e.V. kritisiert daher die sehr weit reichende und auch gegen den Willen des Her-
anzuziehenden umzusetzende Mdglichkeit der Heranziehung, da sich die herangezoge-

nen Trager nicht zur Wehr setzen kénnen.

Auch die Position der von einer Heranziehung betroffenen behinderten Menschen ist mit
dem Ziel der Schaffung landesweit einheitlicher Lebensverhéltnisse nicht in Einklang zu
bringen. Auch er kann sich gegen eine Heranziehung nicht zur Wehr setzen. lhn treffen

aber die sich hieraus ergebenden negativen Konsequenzen unmittelbar.
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Durch die Zuweisung der Entscheidungskompetenz an den herangezogenen Trager mus-
sen Rechtsmittel wie Widerspruch und Klage jeweils vor Ort eingelegt werden. Des W eite-
ren mussen auch die ortlich zustandigen Sozialgerichte vor Ort angerufen werden, sodass
auch nicht davon ausgegangen werden kann, auf der erstinstanzlichen Ebene eine ein-

heitliche Rechtsprechung zu erreichen.

Insbesondere die Begriindung zum Gesetzentwurf vermittelt den Eindruck einer starken
Voreingenommenheit zugunsten einer solchen Heranziehung, liefert sie doch eine Vielzahl
an Grunden, die diese Heranziehung angeblich sinnvoll erscheinen lassen. Jedoch halten

diese Griinde einer praxisbezogenen Uberpriifung auf Stichhaltigkeit nicht stand.

Nach Ansicht von ISL NRW e.V. ist der mit der Heranziehung zu erwartende Verlust der
Einheitlichkeit der Bewilligungspraxis und damit auch der Lebensverhaltnisse fir Men-
schen mit Behinderung derartig schwerwiegend, dass es sehr gewichtige Griinde sein
missen, die unter Abwagung der widerstreitenden Interessen diesen Verlust der Einheit-

lichkeit als verhaltnismafiig erscheinen lassen.

So kommt dem Aspekt der Ortsnéahe, der im Gesetzentwurf als wichtiger Aspekt angefihrt
wird, in der Praxis nur noch eine sehr untergeordnete Bedeutung zu. In Zeiten moderner
Kommunikationswege und -formen ist es kaum mehr erforderlich, beim zustandigen Tr&-

ger der Eingliederungshilfe personlich vorzusprechen.

Ebenso wenig Uberzeugend ist der Hinweis auf die Nutzung der Kenntnis der ¢rtlichen
Situation durch die herangezogenen Trager. Er stellt sich die Frage, Uber welche besonde-
ren Kenntnisse der ortliche Trager verfigen kann, die der Uberértliche Tréger nicht hat.
Kenntnisse Uber die moglichen Leistungserbringer von Eingliederungshilfe, z.B. Assis-
tenzdienste oder Befdrderungsdienste, scheiden insoweit aus, da der Abschluss von Ver-

trdgen und Vereinbarungen ausdricklich von der Heranziehung ausgenommen wird.

Sofern im Gesetzentwurf argumentiert wird, die Heranziehung entsprache der bereits gel-
tenden Rechtslage im AG-SGB IX, so untermauert dies die Forderung, dass zur Schaffung
einheitlicher Lebensverhaltnisse und einer einheitlichen Verwaltungspraxis derartige Mog-
lichkeiten einer Heranziehung abgeschafft werden muissen. Im Zuge der Hochzonung von
Leistungen der Eingliederungshilfe wird in Nordrhein-Westfalen seit Jahren eine Verlage-
rung der Zustandigkeit auf die beiden Landschaftsverbé&nde als Uberortliche Trager ange-

strebt. Die angebliche Rechtslage im AG-SGB [X, die die Heranziehung legitimieren soll,
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beruht einzig und allein auf der Satzungshoheit der beiden Landschaftsverbande, steht

aber im Widerspruch zu den politischen Zielsetzungen der Landesregierung.

Gerade im Zustandigkeitsbereich des Landschaftsverbands Rheinland ist eine nahezu
flachendeckende Politik der Heranziehung, die sich aus Sicht der betroffenen Menschen
als reine Weiterleitung darstellt, zu erkennen. Dies fuhrt zu vollig uneinheitlichen Verhalt-
nissen bei der Bemessung und Bewilligung von Eingliederungshilfeleistungen und damit

zu einem regelrechten ,Flickenteppich* im Bereich der Eingliederungshilfe.

Schlie3lich sind auch die Aufsichtsmoglichkeiten fur das zustdndige Landesministerium
vollig unzureichend, da die im Rahmen der Rechtsaufsicht bestehenden Obliegenheiten
far die Uberdrtlichen Trager der Eingliederungshilfe ausdriicklich fir die Kommunen nicht
mehr gelten. Damit sind deren Aktivitditen im Bereich der Eingliederungshilfe einer

Rechtsaufsicht durch das zustandige Landesministerium faktisch entzogen.

Besondere Regelungen zur Leistungserbringung

Aus Sicht von ISL NRW e.V. steht die im Uberarbeiteten Gesetzentwurf in § 3 AG-SGB IX
enthaltene besondere Regelung zur Leistungserbringung im Widerspruch zur grundsatzli-
chen Zuweisung der Tragerschaft der Eingliederungshilfe an die Landschaftsverbande.
GemalR 8 3 Abs. 1 AG-SGB IX ist bei einer Streitigkeit zwischen einem Landschaftsver-
band und einer kreisfreien Stadt bzw. einem Kreis Uber die sachliche Zustandigkeit die
kreisfreie Stadt oder der Kreis zur Leistungserbringung verpflichtet. Gemald Abs. 2 hat die
kreisfreie Stadt oder der Kreis die notwendigen MalRBnahmen zu treffen, wenn ein Land-
schaftsverband nicht rechtzeitig tatig werden kann.

Es erscheint widersprichlich, einerseits eine grundsatzliche Tragerschaft der Land-
schaftsverbande fir die Eingliederungshilfe im Gesetz vorzusehen, andererseits aber bei
einer Streitigkeit Uber die Zustandigkeit oder fur den Fall, dass ein Landschaftsverband
nicht rechtzeitig tatig werden kann, zu bestimmen, dass die kreisfreie Stadt oder der Kreis
vorrangig leistungspflichtig sind. Zusatzlich zur kritikwirdigen und sehr weitreichenden
Mdoglichkeit der Heranziehung durch den Landschaftsverband wird diesem hierdurch die
Maoglichkeit eréffnet, durch Initiierung eines Streits Uber die sachliche Zustandigkeit eine

Leistungsverpflichtung der kreisfreien Stadt oder des Kreises zu begrinden.

12



sSelbstbestimmt Leben“ Nordrhein-Westfalen e.V. ‘(

ISL NRW e.V. halt diese Regelung zur Leistungserbringung ohnehin fir obsolet, da man
bei seiner Forderung nach einer einheitlichen Zustandigkeit der beiden Landschaftsver-
bande bleibt. Den kreisfreien Stadten, Kreisen und Gemeinden k&dme dann nicht mehr die
originare Stellung eines Tragers der Eingliederungshilfe sondern lediglich die Position ei-

nes eventuell zu Beauftragenden zu.

Hier wird es den beiden Landschaftsverbanden eindeutig zu leicht gemacht, sich der Leis-

tungspflicht zu entzieht.

8§ 3 Abs. 2 AG-SGB IX mag auf den ersten Blick wie ein Instrument zur Leistungsabsiche-
rung zugunsten behinderter Menschen erscheinen, jedoch vermag dieser Ansatz nicht
vollstandig zu Uberzeugen. Es darf den Landschaftsverbanden nicht zugestanden werden,
durch eine (behauptete) fehlende Moglichkeit, rechtzeitig tatig zu werden, die Leistungs-
pflicht auf die kreisfreie Stadt oder den Kreis zu verlagern. Stattdessen haben die Land-
schaftsverbande die notwendigen strukturellen Vorkehrungen zu treffen, dass sie rechtzei-
tig tatig werden kénnen. Dann bedarf es einer Absicherung durch die kreisfreien Stadte

oder Kreise nicht mehr.

Nach Auffassung von ISL NRW e.V. muss bei Streitigkeiten eine vorrangige Leistungs-
pflicht der Landschaftsverbande vorgesehen werden. Dies entspricht auch der grundsétz-
lichen Bestimmung der Landschaftsverbéande zum Trager der Eingliederungshilfe und ist
nach dem Regel-Ausnahme-Prinzip auch bei Streitigkeiten tber die Zustandigkeit beizu-

behalten.
Aufsicht tiber die Trager der Eingliederungshilfe

ISL NRW e.V. vertritt nach wie vor die Auffassung, dass nur durch die Ausgestaltung der
Eingliederungshilfe als eine Pflichtaufgabe zur Erflllung nach Weisung die notwendige
Aufsicht geleistet werden kann. Bislang ist der Landesgesetzgeber dieser Forderung nicht
nachgekommen. Im Gegenteil, der Uberarbeitete Gesetzentwurf sieht in 8 4 AG-SGB X
nunmehr vor, dass das zustdndige Ministerium zwar weiterhin die Mdglichkeit hat, sich
Uber die Angelegenheiten der Eingliederungshilfe unterrichten zu lassen, jedoch erstreckt
sich diese Kompetenz nicht langer auf die herangezogenen Kreise, kreisfreien Stadte und
kreisangehodrigen Gemeinden. Damit sind diese Angelegenheiten, die sofern sie durch
eine Zustandigkeitszuweisung oder durch eine Heranziehung im Sinne des § 2 AG-SGB

IX auf die Kreise, kreisfreien Stadte und kreisangehdrigen Gemeinden Ubertragen worden,

13



sSelbstbestimmt Leben“ Nordrhein-Westfalen e.V. ‘(

der Aufsicht durch das fur die Eingliederungshilfe zustandigen Ministerium faktisch entzo-

gen.

Diese fehlende Kontrollbefugnis ist auch aus Betroffenensicht fur ISL NRW e.V. nicht hin-
nehmbar.
Eine Kooperationspflicht zwischen Landschaftsverbanden, Kreisen, kreisfreien Stadten und

kreisangehorigen Gemeinden, um die gemeinsame Verantwortung fiir den Sozialraum und die
Planung und Zurverfiigungstellung der Angebote sicherzustellen

ISL NRW e.V. kritisiert die sehr unscharfen und unverbindlichen Bestimmungen zur Zu-
sammenarbeit zwischen den Tragern der Eingliederungshilfe und den Kreisen, kreisfreien
Stadten und kreisangehérigen Gemeinden, welche in 8 5 AG-SGB [X geregelt sind. Es
werden lediglich Steuerungs- und Planungsgremien sowie die Einbeziehung der Leis-
tungsanbieter und Vertretungen der Menschen mit Behinderungen verbindlich vereinbart.
Ebenso unverbindlich ist in Absatz 2 die Vorgabe einer engen und vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit bei gegenseitiger Unterstitzung. Aus Sicht von ISL NRW e.V. hat diese
Regelung keinerlei verbindliche Wirkung. Zudem fehlt es an Sanktionen fur den Fall, dass

dieser Vorgabe zuwidergehandelt wird.

Ebenso unverbindlich ist die in Absatz 4 enthaltene Bestimmung, wonach die beteiligten
Institutionen gemeinsam darauf hinwirken, dass geeignete Leistungstrager in ausreichen-
der Zahl und Qualitat zur Verfiigung stehen. Hier bedarf es einer Verpflichtung dergestalt,
dass derartige Rahmenbedingungen durch die beteiligten Institutionen sicherzustellen
sind. Angesichts der Tatsache, dass Leistungen der Eingliederungshilfe kiinftig nur noch
durch solche Anbieter erbracht werden kénnen, die einen Rahmenvertrag mit den Tragern
der Eingliederungshilfe abgeschlossen haben, missen sich Menschen mit Behinderung in
Nordrhein-Westfalen darauf verlassen konnen, dass die strukturellen Rahmenbedingun-
gen flachendeckend durch die Trager der Eingliederungshilfe sichergestellt werden.

Zusammensetzung der Arbeitsgemeinschaft zur Forderung und Weiterentwicklung der Struk-
turen der Eingliederungshilfe

Gemal 8 6 AG-SGB IX kann jede der in Abs. 1 genannten Gruppen bis zu funf Vertrete-
rinnen oder Vertreter in die Arbeitsgemeinschaft entsenden. ISL NRW e.V. fordert hierzu,
dass diese Zahl auf sechs Personen fir jede Gruppe erhoht wird, da nur so die drei Sau-

len des Landesbehindertenrats paritatisch bei der Entsendung abgebildet werden kdénnen.
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Die Bestimmung der mafdgeblichen Interessenvertretungen nach § 131 Abs. 2 SGB IX

Die in 8§ 7 AG-SGB IX aufgefihrten Landesverbande der Menschen mit unterschiedlichen
Behinderungen, beziehen sich nach Auffassung von ISL NRW e.V. auf eine Definition von
korperlichen, seelischen, geistigen oder Sinnesbeeintrdchtigungen aus der Eingliede-
rungshilfeverordnung. Diese bezieht sich jedoch ausdricklich nur auf Menschen mit we-
sentlicher Behinderung. Hier macht es sich der Gesetzgeber zu einfach. Hinzu kommt,
dass auch eine Einbeziehung von Verb&nden moéglich sein muss, deren Zielgruppe von
einer nach Lesart der Eingliederungshilfe nicht wesentlichen Beeintréachtigung betroffen
ist.

Abgesehen davon werden durch die vorgesehene Regelung solche Verbande ausge-
schlossen, die behinderungsibergreifende bestimmte Teilhabeaspekte zum Gegenstand
ihrer Verbandsarbeit machen. Hier ist beispielsweise an solche Verbéande zu denken, die
sich dem Thema der schulischen Inklusion unabhangig von der Art der jeweiligen Beein-

trachtigung widmen.

Stattdessen ware es notwendig gewesen, bestimmte Kriterien zur Qualitatssicherung in
8 7 AG-SGB IX aufzunehmen. Denkbar ware nach Auffassung von ISL NRW e.V. eine
Bezugnahme auf oder zumindest eine Orientierung an 8§ 15 Abs. 3 des Behindertengleich-
stellungsgesetzes des Bundes. Demnach soll eine Anerkennung fur ein Verbandsklage-

recht im Sinne dieser Vorschrift erfolgen, wenn der Verband

1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur voriibergehend die Belange von Menschen
mit Behinderungen fordert,

2. nach der Zusammensetzung seiner Mitglieder oder Mitgliedsverbande dazu berufen
ist, Interessen von Menschen mit Behinderungen auf Bundesebene zu vertreten,

3. zum Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jahre besteht und in diesem Zeit-
raum im Sinne der Nummer 1 tatig gewesen ist,

4. die Gewahr fir eine sachgerechte Aufgabenerflllung bietet; dabei sind Art und Um-
fang seiner bisherigen Tatigkeit, der Mitgliederkreis sowie die Leistungsfahigkeit
des Vereines zu bericksichtigen und

5. wegen Verfolgung gemeinnitziger Zwecke nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Kdrperschaft-

steuergesetzes von der Korperschaftsteuer befreit ist.
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Nach Auffassung von ISL NRW e.V. ist auch ein Kriterium aufzunehmen, dass in dem je-
weiligen Verband die wesentlichen Entscheidungen grundsétzlich nur von Menschen mit
Behinderung getroffen werden. Nur unter engen Voraussetzungen ist eine Ausnahme von

dieser Vorgabe vorzusehen.

Qualitatsprifung

ISL NRW e.V. begrif3t die nunmehr vorgesehenen unangemeldeten und anlassunabhan-
gigen Prifungen. Nach wie vor nicht berticksichtigt ist jedoch das Problem, dass auch die
Trager der Eingliederungshilfe selbst Erbringer von Eingliederungshilfeleistungen sind.
Hier muss zwingend klargestellt werden, dass in derartigen Fallkonstellationen die Quali-

tatsprufung durch eine unabhéngige dritte Stelle erfolgt.

Koln, 18. Februar 2018

16



	Einleitung
	Grundlage
	Zusammenfassung
	Stellungnahme zum Gesetzentwurf
	Anmerkungen zum Einführungsteil des Gesetzentwurfs
	Anmerkungen zu Art. 1 (AG-SGB IX)
	Grundsätzliche Festlegung der Landschaftsverbände als zuständige Träger der Eingliederungshilfe für die Fachleistungen an Menschen mit Behinderungen
	Wahrnehmung der Aufgaben der Eingliederungshilfe als Selbstverwaltungsangelegenheit durch die beiden Landschaftsverbände
	Bestimmung der Kreise und kreisfreien Städte als zuständige Träger der Eingliederungshilfe grundsätzlich für alle Leistungen ein Kinder und Jugendliche mit Behinderungen bis zum Abschluss einer ersten allgemeinen Schulausbildung, wenn diese Kinder und...
	Zur Unterstützung bei der Durchführung der Aufgaben eine Heranziehungsmöglichkeit für die Träger der Eingliederungshilfe
	Besondere Regelungen zur Leistungserbringung
	Aufsicht über die Träger der Eingliederungshilfe
	Eine Kooperationspflicht zwischen Landschaftsverbänden, Kreisen, kreisfreien Städten und kreisangehörigen Gemeinden, um die gemeinsame Verantwortung für den Sozialraum und die Planung und Zurverfügungstellung der Angebote sicherzustellen
	Zusammensetzung der Arbeitsgemeinschaft zur Förderung und Weiterentwicklung der Strukturen der Eingliederungshilfe
	Die Bestimmung der maßgeblichen Interessenvertretungen nach § 131 Abs. 2 SGB IX
	Qualitätsprüfung


